
Liebe Bürgerinnen und Bürger,

seit Jahren beobachten wir eine zunehmende Spaltung 
unserer Gesellschaft. Immer mehr Menschen haben nicht 
mehr genug Geld zum Leben, während der Reichtum der 
„oberen Zehntausend“ ständig anwächst. 

Dieser Entwicklung wollen wir nicht tatenlos zusehen. 
Mit unserer Kampagne gegen (Alters-)Armut und soziale Spaltung im Jahr 2013 
möchten wir eine breite Bewegung für soziale Gerechtigkeit in Gang setzen und 
alle Bürgerinnen und Bürger zum Mitmachen motivieren.

Wir wollen nicht, dass immer mehr Menschen
im Rentenalter arbeiten müssen, um überleben zu können 
auf Nahrungsmittelspenden von Tafeln angewiesen sind 
so wenig Geld für ihre Arbeit bekommen, dass der Staat  
den Lohn „aufstocken“ muss
im Pflegefall Sozialhilfe beantragen müssen 
durch Gesundheitskosten belastet werden 
der Strom abgestellt wird

Wir brauchen daher
armutsfeste Renten 
eine menschenwürdige Pflege 
eine bezahlbare Energieversorgung 
ein Gesundheitssystem, das für die Versicherten bezahlbar bleibt 
ein ausreichendes Mindesteinkommen bei Vollzeit-Erwerbstätigkeit

Wir wollen nicht, dass die Kluft zwischen Arm und Reich immer größer wird. Wir 
wollen eine solidarische und gerechte Gesellschaft, die Chancengleichheit für 
alle bietet. Wir fordern daher von der Politik: 

Endlich handeln!
Unterstützen Sie uns bei unseren Bemühungen gegen (Alters-)Armut und 
soziale Spaltung!

Ihr 

Udo Schlitt 
Landesvorsitzender des Sozialverbands VdK Hessen-Thüringen



Die Kluft wächst –  
die Fakten

Die Armut in unserer Gesellschaft nimmt ständig zu. Die Zahl unsi-
cherer und unterbezahlter Arbeitsplätze steigt. Zu viele Menschen bekommen 
so wenig Geld für ihre Arbeit, dass es ihnen nicht möglich ist, den Lebensunter-
halt für sich und ihre Familie aus eigener Kraft zu bestreiten – vom Aufbau einer 
armutsfesten Alterssicherung ganz zu schweigen. Dem steht gegenüber: Ein 
Zehntel der Haushalte in Deutschland verfügt über die Hälfte des gesamten 
privaten Nettovermögens, also mehr als 5 Billionen Euro.

�Der VdK warnt seit Jahren vor der stark zunehmenden Altersarmut. 
2012 gab das Bundesarbeitsministerium offiziell zu: Ab 2030 droht allen, 
die 35 Jahre in Vollzeit gearbeitet und durchschnittlich 2500 Euro brutto im 
Monat oder weniger verdient haben, eine Rente unterhalb des durchschnitt-
lichen Grundsicherungsniveaus von 688 Euro.

�Mehr als jeder achte Einwohner in Hessen ist armutsgefährdet, in 
Thüringen gar jeder sechste Einwohner. In ganz Deutschland waren 2011 
mehr als 12 Millionen Menschen armutsgefährdet. Als armutsgefährdet gel-
ten Einpersonen-Haushalte mit einem monatlichen Einkommen von bis zu  
848 Euro.

�Im Jahr 2010 arbeiteten in Hessen annähernd, in Thüringen sogar mehr als 
20 Prozent der Vollzeitbeschäftigten im Niedriglohnsektor. Knapp 
ein Drittel der Frauen in Hessen mit Vollzeitstelle bezog nur Niedriglohn. Bei 
den Vollzeitbeschäftigten unter 25 Jahren war es fast die Hälfte.

�In Deutschland müssen viele Rentner arbeiten, um ihre Existenz zu sichern 
– auch noch im hohen Alter. Die Zahl der 65-Jährigen und Älteren, die 
einen Minijob ausüben, ist seit der Jahrtausendwende um knapp 60 Prozent 
gestiegen: in Deutschland bis Ende 2011 auf mehr als 760.000, in Hessen 
auf über 56.000 und in Thüringen auf mehr als 15.000. Deutschlandweit 
waren 118.000 Minijobber 75 Jahre und älter.

Wenn das Geld nicht mehr zum Leben reicht – 
die Fakten

Immer mehr Menschen haben Schwierigkeiten, ihren Lebensunter-
halt zu bestreiten. Energiekosten, Medikamente, Pflege, ja sogar Lebens-
mittel können viele nicht mehr selbst bezahlen. Die Kosten für Alters-, Krank-
heits- und Pflegevorsorge werden zunehmend dem Einzelnen aufgebürdet.

Gesundheit ist für immer weniger Menschen finanzierbar. Laut einer Studie 
aus dem Jahr 2012 belasten Zuzahlungen zu medizinischen Leistungen 
den Einzelnen mit durchschnittlich rund 30 Euro monatlich. In Zukunft dro-
hen hohe Zusatzbeiträge zur Krankenversicherung: nach seriösen Berech-
nungen 2015 rund 20 Euro und 2020 mehr als 50 Euro monatlich.

Menschenwürdige Pflege bei Krankheit und im Alter wird zum Armuts-
risiko. 2011 mussten mehr als 420.000 pflegebedürftige Menschen in 
Deutschland beim Sozialamt Hilfe zur Pflege beantragen. 

Die Energiekosten steigen ständig. Im Vergleich zu 2005 musste 
2012 in Hessen und Thüringen für Heizöl über 60 Prozent mehr bezahlt 
werden, für Strom fast 40 Prozent mehr. Bundesweit wurde 2011 mehr als 
300.000 Kunden der Strom abgestellt, weil sie ihre Rechnungen nicht be-
zahlen konnten.

Etwa 1,5 Millionen Menschen in Deutschland sind zur Versorgung mit 
Lebensmitteln auf die private Wohltätigkeit von Tafeln ange-
wiesen, davon 260.000 Seniorinnen und Senioren. Allein in Hessen ver-
sorgten 2012 mehr als 50 solcher Tafeln regelmäßig über 60.000 Personen 
mit Lebensmitteln, davon ein Drittel Kinder unter 16 Jahren. In Thüringen 
versorgen derzeit 32 Tafeln regelmäßig 23.000 Personen.

www.vdk.de/hessen-thueringenwww.vdk.de/hessen-thueringen



Der VdK ist mit 1,6 Millionen Mitgliedern der größte Sozialverband 
in Deutschland. Parteipolitisch, religiös und weltanschaulich un-
abhängig, vertritt er die Interessen behinderter, chronisch kran-
ker, älterer und sozial benachteiligter Menschen. Sozialrechtliche 
Beratung und Vertretung, politische Einflussnahme und gegensei-
tige Hilfe sind die tragenden Säulen des VdK. Der Landesverband 
Hessen-Thüringen hat mehr als 230.000 Mitglieder.

Mehr Informationen zu unserer Kampagne gegen (Alters-)Armut 
und soziale Spaltung bekommen Sie
auf unserer Website       www.vdk.de/hessen-thueringen
auf unserem Videoportal       www.vdktv.de
auf Facebook       www.facebook.de/vdk.ht

„Wie human eine Gesellschaft ist,  
das zeigt sich an ihrem Umgang mit Kindern 
und Alten.“  Nelson Mandela

G
es

ta
ltu

ng
: w

w
w

.e
ig

en
se

in
.d

e

V.i.S.d.P.: 
Sozialverband VdK Hessen-Thüringen e. V. · Elsheimerstraße 10 · 60322 Frankfurt am Main · Telefon: 069 /714002-0 
Stand: März 2013


